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Anordnung 
über die staatliche Qualitätskontrolle 

bei der Errichtung und Rekonstruktion 
von Kernkraftwerken in der DDR

vom 20. Juli 1988

Zur Durchsetzung der auf dem Gebiet der Kernkraftwerks­
technik bestehenden Qualitätsforderungen wird in Abstim­
mung mit dem Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strah­
lenschutz der Deutschen Demokratischen Republik und im 
Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen 
Staatsorgane folgendes angeordnet:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung regelt die staatliche Qualitätskontrolle 
bei Erzeugnissen, Anlagen und Leistungen, die für die Errich­
tung und Rekonstruktion von Systemen für Kernkraftwerke 
(KKW) gemäß Anlage bestimmt sind.

(2) Diese Anordnung gilt für Kombinate, Betriebe, Genos­
senschaften und Einrichtungen (nachfolgend Betriebe ge­
nannt).

§ 2
Staatliche Qualitätskontrolle

Das Amt für Standardisierung, Meßwesen und Warenprü­
fung (ASMW) übt die staatliche Qualitätskontrolle gemäß § 1 
Abs. 1 aus durch die

a) Zulassung von Betrieben, die Erzeugnisse herstellen, An­
lagen errichten, rekonstruieren oder Leistungen erbrin­
gen,

b) Zustimmung zum Einsatz von in der DDR hergestellten 
Erzeugnissen,

c) staatliche Abnahme der in der DDR hergestellten Er­
zeugnisse,

d) staatliche Freigabe von Anlagen und. Leistungen,
e) staatliche Freigabe von Importerzeugnissen.

§3
Zulassung von Betrieben

(1) Die Betriebe, die für die in der Anlage genannten Sy­
steme von KKW Erzeugnisse hersteilen, Anlagen errichten, 
rekonstruieren oder Leistungen erbringen, bedürfen der Zu­
lassung durch das ASMW.

(2) Die Betriebe sind verpflichtet, Zulassungen gemäß § 2 
Buchst, а rechtzeitig, mindestens jedoch 6 Wochen vor Beginn 
der Arbeiten oder vor Ablauf der gültigen Zulassung, beim 
ASMW auf Formblatt ASMW 1091 zu beantragen.

(3) Die Zulassung wird befristet für höchstens 2 Jahre er­
teilt und kann an Auflagen gebunden sein.

(4) Die Betriebe haben die Zulassung in den Wirtschafts­
verträgen anzugeben.

(5) Die von den Betrieben für die Zulassung nachzuweisen­
den Bedingungen sind in einer Vorschrift Warenprüfung 
ASMW-VW1 2 durch das ASMW festzulegen.

(6) Die Betriebe müssen bei der Herstellung von Erzeug­
nissen, der Errichtung oder Rekonstruktion von Anlagen oder 
bei der Erbringung von Leistungen die mit der Zulassung 
bestätigten Bedingungen einhalten.

(7) Bei Verletzung der Zulassungsbedingungen wird die 
Zulassung entzogen.

1 Alle in dieser Anordnung genannten Formblätter sind beim Vor­
druckverlag, Geschwister-Scholl-Str. 34, Spremberg, 7590, zu bestellen. 
Dabei ist die Nummer der Formblätter mit dem Vorsatz ASMW an­
zugeben, z. B. „ASMW 109“.

2 Z. Z. gilt ASMW-VW 1038 „Erzeugnisse, Ausrüstungen und Lei­
stungen für KKW, Zulassung von Betrieben; Bedingungen und Ver­
fahren“.

‘ (8) Für die Wiederbeantragung der Zulassung gilt Abs. 2 
sinngemäß.

§4
Zustimmung zum Einsatz von 

in der DDR hergestellten Erzeugnissen
(1) Der Einsatz von Erzeugnissen in KKW bedarf der Zu­

stimmung durch das ASMW.
(2) Die Betriebe sind verpflichtet, Zustimmungen gemäß 

§ 2 Buchst, b rechtzeitig, jedoch mindestens 6 Wochen vor
— Beginn der Produktionsaufnahme von neuen Erzeugnis­

sen,
— der Wiederaufnahme der Produktion von Erzeugnissen,
— der Lieferung von Erzeugnissen aus der laufenden Pro­

duktion
beim ASMW auf Formblatt ASMW HO zu beantragen. Bei 
Erzeugnissen, die ausschließlich in KKW eingesetzt werden, 
gilt dieser Antrag als Anmeldung im Sinne der Ersten Durch­
führungsbestimmung vom 1. Dezember 1983 zur Verordnung 
über die Entwicklung und Sicherung der Qualität der Erzeug­
nisse — Erzeugnisanmeldung — (GBl. I Nr. 37 S. 412).

(3) Die Zustimmung wird befristet für höchstens 2 Jahre 
erteilt.

(4) Die Betriebe tragen die Verantwortung dafür, daß alle 
hergestellten Erzeugnisse den mit der Zustimmung bestätig­
ten Unterlagen, den vereinbarten Lieferbedingungen sowie 
dem geprüften Muster entsprechen.

(5) Die Zustimmung zum Einsatz gilt nur für den Betrieb, 
der den Antrag gestellt hat und die darin genannten Erzeug­
nisse.

§5
Staatliche Abnahme 

der in der DDR hergestellten Erzeugnisse

(1) Die Betriebe dürfen Erzeugnisse, die der staatlichen 
Abnahme gemäß § 2 Buchst, c unterliegen, nur ausliefern und/ 
oder weiterverwenden, wenn die staatliche Abnahme durch 
das ASMW erfolgte.

(2) Die Betriebe sind verpflichtet, diese Erzeugnisse recht­
zeitig vor der Auslieferung zur staatlichen Abnahme dem 
ASMW vorzustellen und die Abnahmebereitschaft mit Form­
blatt ASMW 111 anzuzeigen.

(3) Vom ASMW wird während des Herstellungsprozesses 
der Erzeugnisse die staatliche Qualitätskontrolle durchgeführt. 
Diese Qualitätskontrolle umfaßt die Kontrolle der Wirksam­
keit der betrieblichen Qualitätssicherung, der Einhaltung der 
mit der Zustimmung zum Einsatz der Erzeugnisse in KKW 
bestätigten Unterlagen und Bedingungen sowie der Doku­
mentation.

§ 6
Staatliche Freigabe von Anlagen und Leistungen

(1) Die Betriebe sind zur Weiterführung der Arbeiten an 
den der staatlichen Freigabe unterliegenden Anlagen erst 
berechtigt, wenn die staatliche Freigabe durch das ASMW 
erfolgte.

(2) Die Betriebe, die gemäß § 2 Buchst, d der staatlichen 
Freigabe unterliegende Anlagen errichten oder rekonstruie­
ren oder Leistungen erbringen, sind verpflichtet, beim ASMW 
die betrieblich bestätigten Prüf- und Kontrolltechnologien 
rechtzeitig, jedoch mindestens 6 Wochen vor Beginn der Ar­
beiten, beim ASMW einzureichen.

(3) Das ASMW legt auf der Grundlage der Prüf- und Kon­
trolltechnologien fest, zu welchen technologischen Arbeitsstu­
fen die staatliche Freigabe durchgeführt wird.

(4) Vom ASMW wird während der Errichtung und Rekon­
struktion oder der Ausführung von Leistungen die staatliche 
Qualitätskontrolle durchgeführt. Sie umfaßt die Kontrolle der 
Wirksamkeit der betrieblichen Qualitätssicherung, die Einhai-


